ZEN Se 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 4. 


(Nr. 7949.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Januar 1872., betreffend die Genehmigung des 
zweiten Nachtrages zu den Statuten für die vereinigte landſchaftliche 
Brandkaſſe in Hannover. 


Al den Bericht vom 1. Januar d. J. will Ich dem wieder beigefügten, in 
Folge der Beſchlüſſe der Landſchaften für die Fürſtenthümer Calenberg, Göttingen, 
Grubenhagen, Lüneburg und Hildesheim aufgeſtellten 


zweiten Nachtrage zu den Statuten für die vereinigte 


landſchaftliche Brand kaſſe zu Hannover 


hierdurch auf Grund des Geſetzes vom 6. Februar v. J. (Geſetz-Samml. S. 90.) 


Meine Genehmigung ertheilen. 


Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz- Sammlung zu 


veröffentlichen. 
Berlin, den 8. Januar 1872. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


Jahrgang 1872. (Nr. 7949.) 12. 5 Zwei⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 27. Januar 1872. 


gets * x 


Zweiter Nachtrag 


zu den 
Statuten fuͤr die vereinigte landſchaftliche Brandkaſſe zu Hannover. 


(Chr. Geſetz Sammlung für Hannover von 1862. S. 103. und von 1863. 
S. 317. 319. 399. und 547.) 


Die Geſetze vom 17. Juni 1862. (Geſetz⸗Samml. ©. 103.), 14. Jam 
die Calenberg⸗Grubenhagenſche BrandverſicherungsAnſtalt, und vom 14. Juni 
1863. (Gefeg-Samml. S. 319.), betreffend die Hildesheimſche Brandverſicherungs⸗ 
Anſtalt, werden in den nachfolgenden zu den betreffenden Paragraphen dieſer 
Geſetze aufgeführten Punkten abgeändert und ergänzt. 

Die Abänderungen und Ergänzungen treten für das ganze Gebiet der 
vereinigten landſchaftlichen Brandkaſſe, einſchließlich des Oberharzes, in Wirkſamkeit. 


Artikel 1. 

Der F. 1. der Geſetze erhält den Zuſatz: 
„Die Anſtalt iſt befugt, mit anderen öffentlichen Verſicherungs⸗ 
Anſtalten auf Gegenſeitigkeit gegründete Vereinbarungen über Rückver⸗ 
ſicherung zu treffen. Der Abſchluß der Vereinbarungen ſteht dem Aus- 


uſſe zu.“ 
ſchuſſe 3 Artikel 2. 


Im $. 12. der Geſetze iſt der Abſatz 4. zu ſtreichen. 


Darnach lautet 
$. 12. 

Die Verſicherung des Gebäudes darf nur den reinen Bauwerth 
Naber entweder zum vollen Betrage oder zu einem Prozenttheile 
etreffen. 

Dieſelbe kann bei vollendeten Gebäuden nur nach dem wirklichen, 
bei unvollendeten auch nach dem veranſchlagten Bauwerthe geſchehen. 

Die Verſicherung begründet die Verpflichtung der Auſtalt zum 
Erſatz derjenigen Verminderung des ordnungsmäßig feſtgeſtellten Bau⸗ 
werthes des Gebäudes und feiner Zubehörungen (vergl. §. 11. Abſatz 3. 
und F. 24.), welche durch Brand, kalten Blitzſchlag, oder durch Maß⸗ 
nahmen Behufs der Rettung oder Löſchung auf Anordnung der zur 
Leitung der Löſchung zuſtändigen Behörde oder Perſon eingetreten iſt 
(Brandſchaden). Vergl. $$. 50. und 53. Ziff. 1. und 2. 

Iſt der Bauwerth des Gebäudes nach der letzten Feſtſtellung 
durch Abbruch oder Einſturz u. ſ. w. vermindert, ſo beſtimmt ſich die 
Erſatzpflicht der Anſtalt nach demjenigen Bauwerthe, welchen das Gebäude 
zur Zeit des Eintritts des Brandes noch hatte ($. 53. Ziff. 1.). 3 

ſt 


— \ 

Iſt ein unvollendetes Gebäude nach dem Bauanſchlage ver 
ſichert, ſo beſtimmt ſich die Erſatzpflicht der Anſtalt nach demjenigen 
Bauwerthe, welchen das Gebäude zur Zeit des Eintritts des Brandes 
nachweislich hatte, jedoch höchſtens zu dem Betrage des veranſchlagten 
Bauwerthes ($. 53. Ziff. 2.). 


Artikel 3. 


fat Die $$. 13. und 14. der Geſetze werden durch folgende Beſtimmungen 
erſetzt: 
i „Die Anſtalt iſt verpflichtet, die beantragte Gebäudeverficherung 
anzunehmen. ö 
Sie iſt jedoch befugt, die Verſicherung 
1) von Gebäuden, welche nach den Tarifbeſtimmungen einer höheren 
als der 6. Benutzungeklaſſe angehören, 
2) von Maſchinen, des umgehenden Zeugs in Mühlen und von 
ähnlichen Zubehörungen, 
3) von Gebäuden, welche wegen feuerpolizeiwidriger Einrichtungen, 
mangelhafter Feuerungsanlagen, Verfall und ähnlicher Umſtände, 
oder 
4) wegen der Perſönlichkeit des Beſitzers einer außergewöhnlichen 
Feuersgefahr unterliegen, 
abzulehnen, zu beſchränken oder aufzuheben, oder die Uebernahme der 
Verſicherung an beſondere Bedingungen zu knüpfen. 
Die Beſchränkung oder Aufhebung kann geſchehen, 
in den Fällen Ziff. 1. und 2. nur mit Ablauf des Kalenderjahres 
und muß vor dem 1. November dem Verſicherten eröffnet ſein, 
in den Fällen Ziff. 3. und 4. jederzeit, jedoch nur nach Anhörung der 
Obrigkeit, und tritt ſofort mit Zuſtellung der Verfügung an den 
Verſicherten in Kraft.“ 


Artikel 4. 


Der F. 18. der Geſetze lautet fortan alſo: 
Die Feſtſtellung des Bauwerthes des zu verſichernden Gebäudes 
gi! durch die Obrigkeit auf Grund vorgängiger Abſchätzung durch 
achverſtändige. 
Die Abſchätzung und Feſtſtellung iſt von Neuem erforderlich: 
1) auf Antrag des. Verſicherten a 
2) nach Beſchluß der Obrigkeit bei anzunehmender Verminderung des 
Bauwerthes zufolge Abbruchs, Einſturzes, Baufälligkeit u. dergl.) 
3) auf Antrag der Direktion in einzelnen von ihr für erforderlich ge- 
haltenen Fällen; 
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4) hinſichtlich derjenigen Gebäude, bei welchen die von Zeit zu Zeit 
nach näherer Beſtimmung der Direktion vorzunehmende allgemeine 
Gebäudereviſion ($. 20.) eine Ueberverſicherung ergiebt. 


Der Verſicherte iſt bei Konventionalſtrafe bis 50 Thaler verpflichtet, 
in Fällen, wo in Folge von Abbruch oder Einſturz der Bauwerth des 
Gebäudes vermindert iſt, oder wo ein landwirthſchaftliches Gebäude durch 
Abtrennung von Grundſtücken ꝛc. oder ein gewerbliches Gebäude durch 
Einſtellung oder Veränderung des Betriebs entbehrlich wird, oder wo 
Dritte zum Wiederaufbau des Gebäudes im Falle eines Brandes Ma⸗ 
terial und Arbeiten unentgeltlich zu liefern haben, ſolches der Obrigkeit 
binnen 14 Tagen anzuzeigen, welche davon der Direktion Mittheilung 
zu machen hat. 


Artikel 5. 
Der F. 19. der Geſetze lautet fortan alſo: 


Die Obrigkeit hat auf den Antrag wegen Aufnahme des Gebäudes 
in die Anſtalt, beziehungsweiſe wegen Erneuerung der Abſchätzung ohne 
Verzug die Abſchätzung anzuordnen und darauf zu halten, daß der 
Schätzungsanſchlag binnen 14 Tagen nach dem Antrage eingereicht wird. 

Die Abſchätzung geſchieht nach dem Ermeſſen der Obrigkeit ent⸗ 
weder durch einen Bautechniker im öffentlichen oder Gemeindedienſte, 
oder durch zwei Werkmeiſter, von welchen einer Zimmermeiſter, einer 
Maurermeiſter ſein muß. ö 

Steht die Abſchätzung eines Gebäudes im muthmaßlichen Werthe 
von weniger als 300 Thaler in Frage, ſo genügt die Beſtellung nur 
eines Werkmeiſters. i 

Zu den Abſchätzungen nach $. 18. Ziff. 1., ſofern das Gebäude 
ſeit der letzten Abſchätzung keine bauliche Veränderung erlitten, ſowie zu 
ke nach $. 18. Ziff. 3. iſt als Schätzer allemal ein Bautechniker zu 

eftellen. 

Der Bautechniker und die Werkmeiſter find für die Dauer von 
der Obrigkeit zu beſtellen und von derſelben auf das Amt zu beeidigen. 

Iſt nach Beſchaffenheit des Gebäudes beſondere Sachkunde nöthig, 
ſo ſind von der Obrigkeit nach Bedürfniß beſondere Sachverſtändige zu 
Schätzern auszuerſehen und zu beeidigen. 8 

Bei der Auswahl der Schätzer für den einzelnen Fall hat die Obrigkeit 
auf Unpartheilichkeit derſelben zu ſehen. i 

Behufs Vornahme der allgemeinen Gebäudereviſion ($. 18. Ziff. 4.) 
hat die Direktion die Schätzer in Vorſchlag zu bringen. 

Die Schätzer haben bei der Abſchätzung den Verſicherungsnehmer, oder 
im Falle feiner Abweſenheit den Ortsvorſteher oder einen Intereſſen⸗ 
ten der Brandkaſſe zuzuziehen. 

Auf beſonderen Antrag hat die Obrigkeit die Leitung der Abſchätzung 
an Ort und Stelle ſelbſt zu übernehmen, oder einem Unterbedienten auf 


zutragen. 5 
Art. 6. 
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a Artikel 6. 
Der F. 20. der Geſetze erhält den Zuſatz: f 

„Bei der allgemeinen Gebäudereviſion haben die Schätzer zu prüfen, 
ob die Gebäude den Werth, zu welchem ſie verſichert ſind, noch haben, 
und im Fall die Prüfung ergiebt, daß die Verſicherungsſumme den 
Werth des Gebäudes überſteigt, einen neuen Schätzungsanſchlag auf 
unehmen. Wünſcht die Direktion, SR mit der Nevifion weiter gehende 
Ermittelungen verbunden werden, fo find 


Artikel 7. 
Der $. 23. der Geſetze erhält folgende Faſſung: | 

Die Verſicherung, ſowie die Veränderung derſelben auf Grund vorgän⸗ 
giger Abſchätzung des Bauwerthes ($. 18.) tritt ſofort mit vorſchrifts⸗ 
mäßig erfolgter Abſchätzung in Kraft, unbeſchadet der Befugniß der Di⸗ 
rektion zur Ablehnung des Antrags nach $. 13. 

Die Direktion hat die Erklärung über die Ablehnung, welche die 
Gründe enthalten muß, bei Verluſt des Rechts zur Ablehnung binnen 14 Ta en, 
nachdem ſie den Antrag erhalten, bei der Obrigkeit einzubringen. Da⸗ 
neben hat ſie dem Antragſteller direkt eine Mittheilung zu machen. 


Artikel 8. 


Der $. 24. der Geſetze lautet fortan alſo: 
Dem Verſicherten ſteht es zu, 

1) die $. 11. Ziff. 1. und 3. bezeichneten Gegenſtände von der Ver- 
ſicherung auszuſchließen; 

2) die Verſicherung des Gebäudes oder der $. 11. Ziffer 1. und 3. 
bezeichneten Gegenſtände aufzuheben oder auf einen geringen Pro- 
zenttheil des Bauwerthes herabzuſetzen. 

Eine derartige Aufhebung, beziehungsweiſe Herabſetzung kann nur mit 
Ablauf des Kalenderjahres geſchehen und muß vor dem 1. November 
bei der Obrigkeit in Antrag gebracht ſein. 

Desgleichen ſteht dem Verſicherten 

3) jederzeit das Recht zu, die Verſicherung bis zum vollen Bauwerthe 
15 e ce der Zuſtändigkeiten der Direktion nach $$. 11. 
13. un 5 


Die Erhöhung der Verſicherung iſt jedoch während eines Brandes im 
Orte unſtatthaft. 
i Die von der Direktion nicht abgelehnte Erhöhung der Verſicherung tritt 
in Kraft, ſobald der Antrag bei der Obrigkeit eingebracht iſt. Iſt die 
Erklärung der Direktion nicht binnen 14 Tagen, nachdem fie den An⸗ 
55 Zs, bei der Obrigkeit eingegangen, fo gilt der Antrag als ge⸗ 
nehmigt. 


(Nr. 7940) Die 


ie Schätzer darnach zu inſtruiren.“ 
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Die Obrigkeit hat der Direktion von allen Anträgen, ſowie dem 
Verſicherungsnehmer von allen Entſcheidungen ungeſäumt Mittheilung zu 
machen. 


Artikel 9. 


Der F. 51. der Geſetze lautet fortan alſo: 
Die Erſatzpflicht der Anſtalt tritt nicht ein, wenn der Verſicherte 

1) gegen die Vorſchriften des §. 16. das Gebäude oder einen Theil 
deſſelben in einer anderen Anſtalt verſichert hat, oder 

2) das Gebäude noch in einer anderen Anſtalt verſichert hat, und die 
zuſammengerechneten Verſicherungsſummen den vollen Bauwerth 
überſteigen, oder 

3) den Brand verheimlicht oder mit rechtswidrigem Vorſatze oder aus 
grober Fahrläſſigkeit veranlaßt oder befördert hat. 

Haften in einem dieſer Fälle auf dem Gebäude gerichtlich ein⸗ 
getragene Pfandrechte, ſo iſt die Brandentſchädigung den Pfandgläubi⸗ 
gern, ſoweit es zur Befriedigung derſelben an ſonſtigen Mitteln fehlt, 
zu zahlen. Befindet ſich das Gebäude im Miteigenthum, ſo bleibt der 
Entſchädigungsanſpruch der nichtſchuldigen Miteigentümer beſtehen. 


Artikel 10. 


Der $. 52. der Geſetze lautet fortan alſo: 

Der Verſicherte iſt verpflichtet, von dem erlittenen Brandſchaden 
ohne Verzug der Obrigkeit Nachricht zu geben. Hat die Obrigkeit bin, 
nen 8 Tagen nach eingetretenem Brandfalle keine Kunde davon erhal⸗ 
ten, fo verliert der Verſicherte feinen Anſpruch auf Brandentſchädigung, 
jedoch ſoll dieſe nach gleichen Grundſätzen, wie im F. 51. beſtimmt iſt, 
den Pfandgläubigern gezahlt werden. Der Ausſchuß kann übrigens in 

beſonderen Fällen, in denen die Anzeige nicht rechtzeitig eingegangen iſt, 
ausnahmsweiſe Brandentſchädigung gewähren. 

Die Obrigkeit hat durch Einnahme des Augenſcheins feſtzuſtellen, 

1) die Identität des zerſtörten oder beſchädigten Gebäudes nach Ka⸗ 
tafter- Nummer und Buchſtaben; 

2) welche Zerſtörung oder Beſchädigung das Gebäude und ſonſtige 
Gegenſtände durch den Brand, ſowie durch die Löſchung und Rettung 
erlitten haben. 

Zu erſterem Zwecke ſind nöthigenfalls die Nummern und Buch⸗ 
ſtaben der Gebäude in der Nähe nachzuſehen, ſowie das Grundmaaß 
aufzunehmen und mit der Gebäudebeſchreibung zu vergleichen. 

Bleibt hiernach ungewiß, ob das zerſtörte oder beſchädigte Gebäude 
in der Anſtalt verſichert iſt, ſo wird vermuthet, daß ſolches nicht der 
Fall; bleibt nur ungewiß, ob von mehreren in der Anſtalt verſicherten 
Gebäuden das höher oder geringer verſicherte Beſchädigung erlitten, ſo 

wird 


3 


wird die des geringer verſicherten vermuthet. Zur Führung des Gegen⸗ 
beweiſes hat die Obrigkeit dem Beſchädigten angemeſſene Friſt bei Strafe 
des Ausſchluſſes vorzuſchreiben. ö 

Der Fortgang der Schadensermittelung erleidet dadurch keinen 
Aufſchub 


Die Obrigkeit hat über die Beſichtigung ein Protokoll aufzunehmen 
und ſolches in Abſchrift binnen drei Tagen der Direktion einzuſenden. 


Artikel 11. 
Im H. 54. der Geſetze iſt nach Abſatz 4. folgende Beſtimmung hinzuzufügen: 
„Handelt es ſich um die Abſchätzung eines den Betrag von 


50 Thalern nicht überſteigenden Brandſchadens, ſo genügt die Zuziehung 
eines Werkmeiſters, welcher von der Obrigkeit zu ernennen iſt.“ 


Artikel 12. 
Der $. 55. der Geſetze wird durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 


Die Obrigkeit hat den Schätzern die durch den Brand, ſowie durch 
die Löſchung und Rettung zerſtörten und beſchädigten Gegenſtände an 
Ort und Stelle genau zu bezeichnen und das Ergebniß ihrer Ermittelungen 
nach $. 53. ſowie den letzten Behufs der Verſicherung aufgenommenen 
Schätzungs⸗Anſchlag vorzulegen. f N 

Die Schätzer haben anzugeben: 

der wievielſte Theil vom vollen Werthe des Gebäudes durch 
den Brand ac. verloren gegangen iſt, 
und nach dem angegebenen Verhältnißtheile von dem Behufs der Ver- 
ſicherung feſtgeſtellten Bauwerthe des Gebäudes — welcher ein⸗ 
tretenden Falls | 
nach den Ermittelungen über die durch Abbruch, Einſturz, 
Verfall und ähnliche Anläſſe eingetretene Entwerthung (cfr. 
§. 53. Ziff. 1.) bei Gebäuden, welche nach dem Bauanſchlage 
verſichert ſind, nach den Ermittelungen über die ſtattgehabten 
anſchlagsmäßigen Verwendungen zum Bau (efr. §. 53. Ziff. 2.) 
uvor von den Schätzern zu berichtigen iſt — den Brandſchaden zu 
erechnen. 

Die Angabe der Verluſtquote muß ſich auf eine Ermittelung des 
vollen Werths des Gebäudes zur Zeit des Brandes, ſowie des Werths 
der vom Brande übrig gebliebenen Gebäudetheile ſtützen. Der volle 
Werth des Gebäudes ift, ſofern ſich der Zuſtand des Gebäudes zur Zeit 
des Brandes nach dem Zuſtande der vom Brande übrig gebliebenen 
Theile mit ausreichender Sicherheit beurtheilen läßt, hiernach zu ermitteln, 
andern Falls iſt dafür der Behufs der Verſicherung feſtgeſtellte, beziehungs⸗ 
weiſe von den Schätzern berichtigte Bauwerth anzunehmen. 

(Nr, 7949.) } Bei 


23.29. 

Bei Ermittelung des Werths der übrig gebliebenen Theile ift dem 

Werthe, welchen der vom Brande verſchont gebliebene Gebäudetheil als 
ſolcher hat, der Werth der etwa geretteten Materialien hinzuzurechnen. 
— Soweit der übrig gebliebene Gebäudetheil lediglich in Folge der Be⸗ 
geben durch den Brand oder die Löſchanſtalten zur Wiederherſtellun 
des Gebäudes nicht verwendet werden kann, und deshalb ein Abbruch 
nöthig wird, iſt dafür der Werth der Materialien nach Abſatz der Koſten 
des Abbruchs zu veranſchlagen. — Materialien, welche zu Bauten und 
Reparaturen überall nicht wieder verwendbar ſind, kommen nicht in 
Anſchlag, ſie werden dem Beſchädigten als Vergütung für die Hinweg⸗ 
räumung des Schuttes, wofür nichts in Anſatz zu bringen iſt, unent⸗ 
geltlich überlaſſen. 
a Sind die Beſchädigungen durch geringe Reparaturen zu erſetzen, 
ſo kann von weiteren Ermittelungen Abſtand genommen und der Betrag 
der lediglich zu veranſchlagenden Koſten der Wiederherſtellung als Brand- 
ſchaden angenommen werden. 

Der Brandſchaden iſt nach dem Durchſchnitte der Werthangaben 
der Schätzer feſtzuſtellen und, Falls die Verſicherungsſumme geringer iſt, 
als der Behufs der Verſicherung feſtgeſtellte, beziehungsweiſe von den 
Schätzern berichtigte Bauwerth nach dieſem Verhältniß, andern Falls zu 
voll zu erſetzen. Die Schätzer haben ihre Werthangaben auf Verlangen 
ſchriftlich zu ſpezifiziren. 

Ueber die Schätzung hat die Obrigkeit ein Protokoll aufzunehmen, 
welches die Werthangaben der Schätzer und die Berechnung der Ver⸗ 
gütungsſumme in Gemäßheit derſelben enthalten, die Vornahme der 
Schätzung auf der Brandſtelle bezeugen und mit der Unterſchrift der 
Schätzer verſehen ſein muß. . 

j Eine Abfchrift des Protokolls nebſt Mittheilung des Ergebniſſes 

der nach $. 53. ſtattgehabten Ermittelungen iſt der Direktion, ſowie dem 

Beſchädigten binnen drei Tagen nach der Abſchätzung zu überſenden. 
Die Koſten der Abſchätzung trägt die Anſtalt. 


Artikel 13. 
Die $$. 59. bis 64. der Geſetze werden aufgehoben. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker). 


